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Brexit, Migration und Sicherheit waren im vergangenen Jahr die bestimmenden Themen
österreichischer Politik.  Innenpolitisch waren und sind die schleichende Auflösung der
großen Koalition zwischen Sozialdemokratischer Partei (SPÖ) und Volkspartei (ÖVP) und
die im Herbst 2017 anstehenden Neuwahlen die wichtigsten Themen. Das Thema Europa
spielte  hauptsächlich  hinsichtlich  der  Frage  allfälliger  Kostenübernahmen  durch  das
Ausscheiden Großbritanniens aus der  Europäischen Union eine Rolle.  Festzustellen ist
eine Zunahme europakritischer Positionen quer durch das politische Spektrum.

Innen- und Wirtschaftspolitik

Die konjunkturelle Lage in Österreich wurde im vergangenen Jahr zunehmend positiver
gesehen.1 Eine steigende Binnennachfrage, eine relativ günstige Arbeitsmarktlage und ein
steigender Außenhandel lassen die Prognosen von einem Wachstum bis zu 2 Prozent spre-
chen.  Gleichzeitig  wird  darauf  hingewiesen,  dass  die  Folgen  des  Brexit,  einsetzender
Protektionismus und anstehende Wahlen in einigen großen EU-Mitgliedstaaten die Un-
sicherheit solcher Prognosen erhöhen. Ausgegangen wird jedoch vom Ende der Konsum-
schwäche in Österreich. Die Arbeitslosigkeit, immer noch niedrig im EU-Vergleich, lag
Ende Mai 2017 bei 8,1 Prozent nach nationaler Definition.2 Trotz einer hohen Beschäfti-
gungsdynamik von 1,4 Prozent sorgt ein starker Zustrom, insbesondere aus den ost- und
mitteleuropäischen EU-Staaten, für einen leichten Anstieg der Arbeitslosigkeit.3 Weitere
Reformanstrengungen  in  den  Bereichen  Verwaltungsvereinfachung,  Deregulierung  und
Föderalismus sowie Konjunkturpakete zur Stärkung des Wirtschafts- und Wissenschafts-
standortes werden daher von allen Konjunkturforschern als dringlich angesehen.

Innenpolitisch bestimmten vor allem die zunehmenden Konflikte innerhalb der Koali-
tion die Diskussion. Eine Printmedien-Studie4 zeigte, dass Kritik an der Regierung nicht in
erster Linie von der Opposition, sondern vor allem vom Koalitionspartner geübt wurde:
Fast 75 Prozent aller Kritik an der SPÖ und an Kanzler Christian Kern stammte von der
ÖVP. Die SPÖ war für 68 Prozent aller Kritik an der ÖVP-Regierungsriege verantwort-
lich. Zu den wichtigsten Streitpunkten zwischen SPÖ und ÖVP gehörten die Migrations-
politik und die „Asylnotverordnung“, die anstehende Bildungsreform und gänzlich unter-
schiedliche Haltungen zu internationalen Wirtschaftsübereinkommen (TTIP und CETA). 

Dennoch war es Ende Januar der Regierung noch gelungen, sich auf ein neues gemein-
sames  Regierungsprogramm  zu  einigen,  das  vor  allem  Initiativen  in  den  Bereichen

1 WIFO-Konjunkturportal, abrufbar unter: http://konjunktur.wifo.ac.at/ (letzter Zugriff: 22.6.2017)
2 Die Eurostat-Quote liegt bei 5,5%, siehe Arbeitsmarkt Service Österreich: Übersicht über den Arbeits -

markt, Stand: 31. Mai 2017, abrufbar unter: http://www.ams.at/_docs/001_uebersicht_aktuell.pdf (letzter
Zugriff: 22.6.2017). 

3 Siehe im Folgenden Institut für Höhere Studien: Prognose der ostösterreichischen Wirtschaft 2017-2018,
Wien 2017.

4 Agentur  Media  Affairs:  Medienmarktanalyse  Österreich,  Wechselseitige  Kritik  der  Regierungsparteien
SPÖ und ÖVP in österreichischen Printmedien, 23.3.2017, abrufbar unter: http://www.mediaaffairs.at. 
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Arbeitsmarkt und Steuerpolitik sowie Sicherheit und Integration beinhaltete.5 Die Einig-
keit war allerdings nicht von langer Dauer, denn schon im Mai 2017 zerbrach die Große
Koalition. Nach dem Rücktritt von Vizekanzler, ÖVP-Chef und Wirtschaftsminister Rein-
hold Mittlerlehner am 10. Mai 2017 übernahm Außen- und Integrationsminister Sebastian
Kurz die Führung der ÖVP – allerdings erst, nachdem die Partei zugestimmt hatte, Kurz
bei der  nächsten Parlamentswahl mit einer  eigenständigen „Liste  Sebastian Kurz – die
neue Volkspartei“ kandidieren zu lassen. Laut Umfragen ist  „Wunderwuzzi“6 Kurz seit
längerem der beliebteste Politiker  Österreichs.  Schon kurz vor seiner Wahl zum ÖVP-
Parteichef hatte Kurz vor laufenden Kameras vorgezogene Neuwahlen im Herbst 2017 –
und damit  die  Auflösung der  Koalition  –  gefordert.  Der  Koalitionspartner  SPÖ stand
Neuwahlen zunächst ablehnend gegenüber und erwog eine Minderheitsregierung, schloss
sich dann aber im Nationalrat den anderen Parteien an. Neuwahlen werden am 15. Oktober
2017 stattfinden. Bis dahin, so betonen beide ehemaligen Koalitionspartner, sollen bereits
beschlossene Projekte des Regierungsprogramms noch umgesetzt werden. 

Wahlhöhepunkt  des  Jahres  2016  blieb  die  Bundespräsidentenwahl.  Nachdem  der
Verfassungsgerichtshof am 1. Juli 2016 die Stichwahl, die der den Grünen nahestehende
Alexander van der Bellen knapp gegen den Kandidaten der Freiheitlichen Partei (FPÖ),
Norbert Hofer, gewonnen hatte, aufgehoben hatte,7 musste auch die für den Oktober 2016
anberaumte Stichwahl abgesagt werden. Grund waren fehlerhafte Klebestreifen auf den
Wahlbriefumschlägen („Klebergate“).8 Im endgültigen zweiten Wahlgang am 4. Dezember
konnte van der Bellen die Wahl schließlich mit knapp 54 Prozent der gültigen Stimmen
deutlich für sich entscheiden.9

Europapolitische Diskussion

Wie in anderen Mitgliedstaaten auch war die europapolitische Diskussion in Österreich
geprägt von den Konsequenzen des britischen Referendums zum EU-Austritt vom 23. Juni
2016. Die Regierung bedauerte die Entscheidung Großbritanniens zum EU-Austritt, mach-
te  aber  auch  deutlich,  dass  die  Europäische  Union  in  den  Verhandlungen geschlossen
auftreten müsse. Einig sind sich die Koalitionspartner auch darin, dass der Austritt nicht
dazu führen dürfe,  dass Österreich künftig als Nettozahler Mehrkosten zu tragen habe.
Vielmehr seien grundlegende EU-Reformen und entsprechende Einsparungen notwendig.10

So  schlug  Außenminister  Kurz  unter  anderem  eine  Verkleinerung  der  Europäischen
Kommission  und  eine  stärkere  Deregulierung  („One-in-two-out“-Prinzip  und  „Sunset-
Clause“) vor. Damit könnten, so Kurz, jährlich bis zu 120 Mrd. Euro eingespart werden.11

In der Europapolitik schlug die Regierung 2016/17 generell einen deutlich am Motto
„Österreich zuerst“ orientierten Ton an.12 So beinhaltete das erwähnte neue Regierungspro-
gramm von SPÖ und ÖVP eine Reihe von Maßnahmen, die aus europapolitischer und
-rechtlicher  Sicht  nicht  unumstritten  sind:  Darunter  fallen  unter  anderem  geplante

5 Bundesregierung: Für Österreich. Arbeitsprogramm der Bundesregierung 2017/2018, Wien 2017. 
6 Kurier.at: Sebastian Kurz: Der Wunderwuzzi der ÖVP, 12.12.2013. 
7 Katrin Auel/Johannes Pollak: Österreich, in: Werner Weidenfeld/Wolfgang Wessels (Hrsg.): Jahrbuch der

Europäischen Integration 2016, Baden-Baden 2016, S. 547-512.
8 Die Presse: „Klebergate“: Sobotka lässt gegen Hotline-Mitarbeiter ermitteln, 12.9.2016.
9 Der Standard: Endergebnis mit Briefwahl: Van der Bellen kommt auf 53,79 Prozent, 6.12.2016.
10 Wiener Zeitung: Regierung will keine Mehrkosten für Österreich durch Brexit, 26.4.2017.
11 Österreichische Volkspartei (ÖVP): Kurz plant Reform-Offensive für Europa, 1.3.2017, abrufbar unter:

https://www.oevp.at/team/kurz/Kurz-plant-Reform-Offensive-fuer-Europa.psp (letzter Zugriff: 22.6.2017).
12 Die Zeit: Österreich – Unterwegs am Sonderweg, 10.4.2017.
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Einschränkungen  für  EU-Bürger  beim Arbeitsmarktzugang.  So  sollen  ab  1.  Juli  2019
Unternehmen eine Beschäftigungsbonus erhalten, wenn sie ihren Mitarbeiterstand gegen-
über dem Vorjahr erhöhen – die Anstellung neuer Mitarbeiter aus andern EU Staaten wäre
von dieser Regelung allerdings ausgeschlossen. Die Regierung will sich in Brüssel auch
für  die  Wiedereinführung  von  Arbeitsmarktprüfungen  einsetzen.  EU-Ausländer  sollen
demnach nur dann eingestellt werden dürfen, wenn für eine offene Stelle keine gemeldeten
Arbeitslosen zur Verfügung stehen. Darüber hinaus arbeitete die Regierung darauf hin, bei
EU-Arbeitskräften, deren Kinder im Ausland leben, die Höhe der Familienbeihilfe an das
Preisniveau des Herkunftslandes anzupassen. Einig waren sich SPÖ und ÖVP schließlich
auch bei der Forderung, die EU-Beitrittsverhandlungen mit der Türkei zu beenden und
stattdessen auf eine enge Partnerschaft hinzuwirken. 

Größere Konflikte gab es hingegen bei  anderen EU-Themen. Kanzler Kern und die
SPÖ verfolgen die Verankerung der Arbeitsmarktpolitik und Beschäftigungsförderung in
der Europäischen Sozialunion, ein stärkeres Engagement der Europäischen Union bei der
Schaffung von Jobs,  vor allem zur Bekämpfung der  Jugendarbeitslosigkeit,  sowie eine
Aufstockung  des  als  „Juncker-Plan“  bekannten  milliardenschweren  EU-Investitions-
programms. Die ÖVP hingegen lehnt die Europäische Sozialunion strikt ab, fordert statt-
dessen eine Eindämmung von Sozialleistungen für EU-Bürger und pocht auf eine stärkere
Deregulierung innerhalb der Europäischen Union sowie auf eine striktere Einhaltung der
Maastricht-Kriterien durch alle Mitgliedstaaten. 

Heftigen Streit gab es Anfang 2017 auch über die Teilnahme Österreichs am „EU Relo-
cation“-Programm für Flüchtlinge. Obgleich sich die Koalitionspartner einig waren, dass
Österreich  wegen  der  hohen  Belastung  durch  irreguläre  Migrationsströme  aus  dem
Programm aussteigen sollte, lieferten sie sich einen überaus öffentlichen Schlagabtausch.13

Innerhalb der ÖVP wurde argumentiert, der Kanzler habe im Europäischen Rat mehrfach
für das Umsiedlungsprogramm gestimmt und Österreich deshalb mit Auslaufen der erwirk-
ten Ausnahmeregelung rechtlich verpflichtet, daran auch mitzuwirken. Die SPÖ hingegen
forderte eine Verlängerung der Ausnahmeregelung und warf dem Koalitionspartner vor,
die rechtzeitige Einreichung eines entsprechenden Antrags versäumt zu haben. 

Uneinigkeit  herrscht  auch  weiterhin  hinsichtlich  der  beiden  transatlantischen  Frei-
handelsabkommen zwischen der Europäischen Union und den USA (TTIP) und Kanada
(CETA). Im Anschluss an die CETA-Nachverhandlungen hatte Kanzler Kern das Abkom-
men für Österreich zwar mit unterzeichnet, für neue Konflikte sorgte aber ein Gutachten
im Februar  2017,  nach dem die  ausschlaggebenden Ergänzungen,  quasi  die  „Beipack-
zettel“, „rein informativ“ und „nicht bindend“ seien.14 In der Folge stimmten fünf Europa-
abgeordnete der SPÖ ebenso wie die der FPÖ und der Grünen gegen den Vertrag. Die
Ratifizierung des Abkommens durch den Nationalrat steht noch aus. 

In der Tat ist die österreichische Bevölkerung „Anti-Abkommen“-Europameister: 2016
lehnten laut Eurobarometer über 70 Prozent der Österreicher TTIP ab, weit mehr als in
jedem anderen Mitgliedstaat,15 und in einer österreichweiten SPÖ-Mitgliederbefragung im
Herbst 2016 war CETA mit überwältigender Mehrheit (88 Prozent bei einer Beteiligung

13 Die Presse: Doskozil fordert Ausnahme von Umverteilungsprogramm für Flüchtlinge, 24.3.2017; Kronen-
zeitung: Streit eskaliert – „Säumiger“ Sobotka wirft Kern „Unterstellung“ vor, 27.3.2017.

14 Kurier: CETA-Gutachten: Kerns Erklärungen „nicht bindend“, 29.1.2017
15 Europäische Kommission: Eurobarometer interaktiv, abrufbar unter: http://ec.europa.eu/commfrontoffice/

publicopinion/index.cfm/Chart/getChart/themeKy/29/groupKy/179 (letzter Zugriff: 26.6.2017). 
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von 7,5 Prozent) abgelehnt worden.16 Seit dem 27. April 2017 beschäftigt sich der Natio-
nalrat  darüber  hinaus  mit  einem Volksbegehren  gegen beide  Handelsabkommen.17 Mit
562.379 Unterschriften – knapp 9 Prozent der Stimmberechtigten – liegt es auf Rang 11
der bisher 39 Volksbegehren. Konkret wird gefordert, der „Nationalrat möge ein Bundes-
verfassungsgesetz  beschließen,  das  österreichischen  Organen untersagt,  die  Handelsab-
kommen mit den USA (TTIP) und Kanada (CETA) oder das plurilaterale Dienstleistungs-
abkommen (TiSA) zu unterzeichnen, zu genehmigen oder abzuschließen.“18

Rechtsfragen und -konflikte

Seit Mitte Mai 2017 wird nach Aussagen von Verkehrsminister Jörg Leichtfried eine Klage
vor dem Gerichtshof der Europäischen Union gegen die deutsche PKW-Maut vorberei-
tet.19 Auslöser  war  die  Beilegung  des  Vertragsverletzungsverfahrens  der  Kommission
gegen Deutschland. Wien sieht in der Regelung, alle Autofahrer für die Maut zur Kasse zu
bitten, deutsche Autofahrer aber entsprechend steuerlich zu entlasten, weiterhin eine mit
EU-Recht nicht vereinbare indirekte Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit. 

Eingestellt  wurde am 17. Mai 2015 das seit 2007 anhängige Vertragsverletzungsver-
fahren gegen Österreich wegen der sogenannten „Medizinerquote“. Gemäß der Quoten-
regelung sind 75 Prozent der Medizin-Studienplätze für Absolventen heimischer Schulen,
20 Prozent für Studienanfänger aus anderen EU-Staaten und die übrigen 5 Prozent für
Bewerber von außerhalb der Europäischen Union reserviert.  Die Kommission erkannte
nun an, dass die Quote im Bereich der Humanmedizin (nicht aber der Zahnmedizin) für
die  Aufrechterhaltung eines  funktionierenden öffentlichen Gesundheitswesens in  Öster-
reich sachlich gerechtfertigt und nicht unverhältnismäßig sei.20

Fazit

Die Europapolitik  der  Regierung hat  nach Einschätzung vieler  Beobachter  dem Image
Österreichs  auf  EU-Ebene  durchaus  geschadet.21 In  Brüssel  mitzuverhandeln  und
Entscheidungen wie CETA mitzutragen, aber zuhause Alleingänge zu propagieren, mache
Österreich zu einem unsicheren Partner. „Die situative Sprunghaftigkeit hat den Einfluss
Österreichs auf Entwicklungen in Europa nicht erhöht”, resümiert etwa Werner Weiden-
feld.22 EVP-Fraktionschef Manfred Weber  kritisierte,  Wien betreibe  ein „Doppelspiel“.
Der anstehende Nationalratswahlkampf wird nicht zuletzt angesichts der 2018 anstehenden
Ratspräsidentschaft Österreichs Aufschluss darüber geben, ob Europa weiterhin ein billi-
ger Spielball innenpolitischer Machtspiele oder genuines Interesse sein wird. 
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